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[bookmark: _Toc70674333]Gegenstand der Ausschreibung
sind Serviceleistungen für das IT-System des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz und dessen mögliche Erweiterungen, insbesondere die Übernahme der Betriebsverantwortung für das IT-System und Weiterentwicklung des operativen IT-Betriebes beim Auftraggeber durch Werk- oder Dienstleistungen.
Die im BMJV betriebene Informations- und Kommunikationstechnik basiert überwiegend auf einer aus Clients und Servern bestehenden Bürokommunikation. Zurzeit verfügt das BMJV über insgesamt rund 1000 Bildschirmarbeitsplätze. Diese bestehen aus rund 720 Notebooks und etwa 300 Thin Clients. Die Nutzer der Thin Client-Arbeitsplätze haben zumeist zusätzlich einen Thin Client-Arbeitsplatz im Homeoffice. 
Wesentliche Elemente der aktuellen IT-Architektur des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sind:
· Überwiegend auf aktiven Komponenten der Fa. Cisco basierende Ethernet-Netzwerkarchitektur mit Lichtwellenleiter- und Kupferverkabelung (100 - 1000 MBits/s im Client-Bereich und 10 Gigabit-Ethernet im Backbone); Storage-Integration über Fiber Channel over Ethernet; Diverse Elemente der Netzwerksicherheit (NAC, Monitoring, Firewall, VPN, etc.); 
· Bürokommunikationssystem in Client-Server-Architektur mit Windows- und Linux-Betriebssystemen im Client- und Serverbereich (Windows Server mit ca. 200 Servern und ca. 1000 Clients); davon ca. 720 Notebooks mit Windows 10 und VPN-Zugang zum BMJV und ca. 300 Thin Clients in einer VMWare-Virtualisierungsumgebung;
· Zentrale Softwareverteilung für Windows-Clients (Baramundi);
· Interne und externe E-Mail-Kommunikation (Microsoft Exchange Server und Outlook);
· Interne und externe Datenkommunikation überwiegend über Netze des Bundes (NdB; Internet, Intranet, Telematik, Haushalts-Kassen- und Rechnungswesen, externe Datenbanken, Anbindung an juris, Bund-TV);
· Relationale Datenbanksysteme (Oracle, MSSQL Server, MySQL, PostgreSQL, Access);
· Dokumentenmanagement-System (OpenText DOMEA);
· Zutritts- und Zeiterfassungssystem;
· Elektronisches Personal-, Organisations- und Stellenverwaltungssystem (derzeit Bundesverwaltungsamt EPOS);
· Translation Memory und Terminologieverwaltungssystem (SDL Trados Studio); Auftragsverwaltungssystem (AVS) für den Sprachendienst;
· Verfassungsarchiv (Dokumentenbibliothek auf Basis Windows Sharepoint Services);
· One Identity Manager zur Verwaltung der Identitäten im Active Directory;
· Ticketsystem (OTRS)
Darüber hinaus werden weitere Dienste und Anwendungen betrieben.
[bookmark: _GoBack]Für dieses System ist beabsichtigt, für eine Dauer von 4 Jahren, maximal zweimal verlängerbar um je ein Jahr, einen EVB-IT Servicevertrag über folgende Serviceleistungen zu vergeben:
· Verantwortlicher Betrieb des IT-Systems des BMJV, namentlich: 
· Installation, Konfiguration und Pflege der Hard- und Software der Desktop-Systeme, Thin Clients und Notebooks 
· Installation und Betrieb der Server einschließlich Monitoring, Sicherheits- und Patchmanagement
· Betrieb und Überwachung des internen Netzwerkes sowie der externen Netzanbindung
· Störungsbeseitigung
· Betrieb und Verwaltung der im Haus genutzten Software-Anwendungen
· Betreuung der im BMJV betriebenen Datenbanken. 
· Hotline (First- und Second-Level-Support)
· Betreuung und Unterstützung von Telefon- und Videokonferenzen
· Vor-Ort-Service innerhalb definierter Geschäftszeiten
· Rufbereitschaft für einen erweiterten Zeitraum außerhalb der Vor-Ort-Service-Zeiten
· Betrieb des im BMJV vorhandenen Datensicherungssystems
· Dokumentation  
Im Wesentlichen sollen die Leistungen durch eine monatliche Pauschale abgegolten werden. Darüber hinaus wird die beratende und durchführende Mitwirkung bei der Weiterentwicklung des operativen IT-Betriebes im Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erwartet, welche nach Bedarf in Form von Sonderaufträgen getrennt vergütet wird. Das BMJV berücksichtigt dabei auch Open Source Software.
Ausführungsbedingungen:
Die Leistungen sind grundsätzlich beim Auftraggeber vor Ort in der Dienststelle Berlin mit den Liegenschaften Mohrenstr. 37, Friedrichstr. 191 und Leipziger Str. 127 zu erbringen. Die Anwendung von Fernwartungs-/-administrationsverfahren ist nur im Ausnahmefall nach ausdrücklicher Genehmigung des Auftraggebers zulässig. Es ist stets qualifiziertes Personal mit anforderungsgerechten Fach- und deutschen Sprachkenntnissen in ausreichender Anzahl einzusetzen, das sich einer förmlichen Verpflichtung und Sicherheitsüberprüfung (SÜG) zu unterziehen hat. Die gesamte mündliche und schriftliche Kommunikation zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer einschließlich seiner Erfüllungsgehilfen und Vertretungspersonen erfolgt in deutscher Sprache.
Der derzeitige Auftragnehmer hat für Betrieb und Sonderaufträge in der Regel 10 bis 15 Personen dauerhaft in den Liegenschaften des BMJV im Einsatz.  


[bookmark: _Toc70674334]Allgemeine Hinweise
[bookmark: _Toc70674335]Auftraggeberin 
Auftraggeberin des Verfahrens ist
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz 
Mohrenstraße 37
10117 Berlin 

[bookmark: _Toc70674336]Vergabestelle
Vergabestelle ist das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
Referat Z C 2 –Informations- und Kommunikationstechnik im BMJV- 
Hausanschrift: 
Mohrenstraße 37, 10117 Berlin
Postanschrift: 
11015 Berlin
Kontaktperson: 	Kristin Kusai	
E-Mail-Adresse:		 Ausschreibung-ZC2@bmjv.bund.de
Telefonnummer:	+49 (30) 18 580 9268



[bookmark: _Toc70674337]Vergabeverfahren
Die Vergabe des Auftrags erfolgt im Wege eines Verhandlungsverfahrens mit Teilnahmewettbewerb nach § 14 Abs. 3 Nr. 1 VgV. Dabei ist aufgrund der Komplexität der zu vergebenden Leistung noch nicht abzusehen, ob ein Angebot ohne weitere Verhandlungen übernommen werden kann, oder ob weitere Verhandlungen erforderlich sein werden, um ein für den Auftraggeber geeignetes Angebot zu erreichen. 
Die Vergabestelle behält sich vor, gem. § 17 Abs. 11 VgV den Auftrag auf der Grundlage der Erstangebote zu vergeben, ohne in Verhandlungen einzutreten.  
Es wird darauf hingewiesen, dass für den Fall der Durchführung von Verhandlungen die Vergabestelle die Verhandlungen in verschiedenen, aufeinander folgenden Phasen abwickeln kann, um so die Zahl der Angebote, über die verhandelt wird, anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern.
Die Vergabestelle verfährt hierbei nach den Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Vergabeverordnung sowie den geltenden gesetzlichen Bestimmungen. Daneben gelten die nachstehenden Vergabebestimmungen und Erläuterungen für den Bewerber.
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.
[bookmark: _Toc70674338]Erklärung zur Gleichstellungsorientierung
Zur Wahrung der Lesbarkeit und Übersichtlichkeit sowie in Orientierung an den Regeln der deutschen Rechtschreibung werden in den gesamten Vergabeunterlagen nicht durchgängig geschlechtsneutrale Begriffe verwendet. Soweit Begriffe wie z.B. „Bewerber“ verwendet werden, ist darunter immer die Einbeziehung beider Geschlechter zu verstehen.
[bookmark: _Toc70674339]Kommunikation
Die Kommunikation zwischen der Vergabestelle und den Bewerbern und Bietern erfolgt ausschließlich über die eVergabe-Plattform des Bundes (https://www.evergabe-online.de). Auch werden neue Informationen zum Vergabeverfahren über die eVergabe-Plattform bekanntgegeben. 
Informationen, insbesondere zur Installation, Registrierung, Signatur und zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der eVergabe sind dem Informationsportal https://www.evergabe-online.de zu entnehmen.
Bei der Kommunikation sind die auf der Homepage der e-Vergabe-Plattform angegebenen Wartungsfenster dringend zu beachten! 
[bookmark: _Toc70674340]Anforderung zusätzlicher Informationen mittels Bewerberfragen
Die Bewerber haben die Möglichkeit, zusätzliche Informationen zum Vergabevorhaben bei der Auftraggeberin anzufordern und können dazu Bewerberfragen einreichen. Fragen zu dem Verfahren oder den Vergabeunterlagen sind ausschließlich über den Angebotsassistenten der eVergabe-Plattform (AnA-Web) des Bundes zu stellen. Telefonische oder mündliche Anfragen bzw. Bewerberfragen werden nicht berücksichtigt. Die Auftraggeberin wird jeden Versuch der Kontaktaufnahme, der nicht über die eVergabe-Plattform erfolgt, umgehend zurückweisen. Bei Fragen zu einzelnen Vergabeunterlagen sind zu der Frage die entsprechende Vergabeunterlage und die entsprechende Fundstelle (Seitenzahl/Ziffer) zu benennen. Die Fragen und Antworten werden in anonymisierter Form über die eVergabe-Plattform zur Verfügung gestellt. Die Auftraggeberin behält sich vor, Bewerberfragen redaktionell zu bearbeiten, um Rückschlüsse auf andere Bewerber zu anonymisieren (Geheimwettbewerb). Die Bewerber sind verpflichtet, sich regelmäßig zu informieren, ob die Vergabeunterlagen aktualisiert worden sind.
Damit der Auftraggeberin eine angemessene Zeit zur Klärung von Bewerberfragen und zur Aufbereitung von zusätzlichen Informationen bleibt, ist eine Anforderung von zusätzlichen Informationen im Wege von Bewerberfragen bis spätestens acht Tage vor Ablauf der Frist zur Einreichung der Teilnahmeanträge notwendig. Die Fragen sind daher bis spätestens 
1. Juni 2021, 12:00 Uhr
einzureichen. Spätere Fragen sind zwar nicht ausgeschlossen, es besteht jedoch kein Anspruch darauf, dass solche Fragen noch vor Ablauf der Frist zur Einreichung der Teilnahmeanträge beantwortet werden. 
Alle anonymisierten Fragen sowie die Antworten werden spätesten sechs Tage vor Ablauf der Teilnahmefrist (3. Juni 2021, 18:00 Uhr) auf der eVergabe-Plattform veröffentlicht.
Die ggf. übermittelten anonymisierten Fragen und Antworten werden verbindlicher Teil der Vergabeunterlagen und sind bei der Erstellung des Teilnahmeantrages zu beachten.

[bookmark: _Toc70674341]Fristenangaben und Zeitplanung in der Übersicht
	Nr.
	Meilenstein/Aktivität
	Frist/ geplanter Termin

	1.
	Späteste Einreichung von Bewerberfragen 
	1. Juni 2021, 12:00 Uhr

	2.
	Späteste Beantwortung von Bewerberfragen durch die Auftraggeberin
	3. Juni 2021, 18:00 Uhr

	3.
	Ende der Teilnahmefrist 
	9. Juni 2021, 24:00 Uhr

	4. 
	Aufforderung zur Angebotsabgabe
	17. Juni 2021

	5. 
	Frist zur Abgabe der Angebote
	29. Juli 2021

	6. 
	Mögliche Verhandlungen
	Mitte/Ende August 2021

	7. 
	Zuschlagserteilung voraussichtlich
	Anfang Oktober 2021

	8.
	Vertragsbeginn voraussichtlich
	1. Januar 2022

	9.
	Bindefrist
	5. Oktober 2021


Trotz sorgfältiger Planung behält sich die Auftraggeberin vor, einzelne Termine anzupassen. 

[bookmark: _Toc70674342]Hinweise und Bedingungen des Teilnahmewettbewerbs 
[bookmark: _Angebotsfrist_und_–form][bookmark: _Formale_Anforderungen_an][bookmark: _Toc70674343]Form des Teilnahmeantrags
Die Bewerbungsunterlagen müssen vollständig in Textform nach § 126b BGB unter Beifügung aller erforderlichen Nachweise und Erklärungen auf die eVergabe-Plattform hochgeladen werden.
Relevant ist der Eingang der Unterlagen, nicht der Zeitpunkt zu dem das Versenden des Teilnahmeantrages gestartet wurde. Teilnahmeanträge, die verspätet eingehen, werden nicht berücksichtigt, es sei denn, dass der verspätete Eingang durch Umstände verursacht worden ist, die nicht vom Bewerber bzw. der Bewerbergemeinschaft zu vertreten sind (§ 57 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 VgV).
Auch hier wird nochmals auf die Berücksichtigung der Wartungsfenster der eVergabe-Plattform hingewiesen. 
[bookmark: _Toc70674344]Fristen
Die vollständigen Unterlagen des Teilnahmeantrages müssen bis zum 
9. Juni 2021, 24:00 Uhr
über die eVergabe-Plattform eingereicht werden. 
[bookmark: _Toc70674345]Inhalt und Aufbau der Teilnahmeanträge
Der Teilnahmeantrag setzt sich aus den nachfolgenden Unterlagen zusammen und ist entsprechend vom Bewerber gegliedert einzureichen: 
[bookmark: _Toc70674346]Anschreiben / Teilnahmeantrag (Anlage 1)
Die Anlage 1 enthält den förmlichen Teilnahmeantrag sowie eine Übersicht der einzureichenden Anlagen. 
[bookmark: _Toc70674347]Eigenerklärungsbogen (Anlage 2) 
Zusammen mit dem Teilnahmeantrag ist zwingend der Eigenerklärungsbogen (Anlage 2) vollständig ausgefüllt einzureichen. 
Der Bewerber hat die Bezeichnung seines Unternehmens mit Anschrift, sowie E-Mail-Adresse der Ansprechperson zu benennen. Der Eigenerklärungsbogen ist von dem Bewerber und ggf. allen an der Bewerbergemeinschaft Beteiligten, von Eignungsverleihern, nicht aber von den einzelnen Unterauftragnehmern, auszufüllen (außer bei Eignungsleihe).
Er besteht aus folgenden Erklärungen: 
Teil 1: Nichtvorliegen von Ausschlussgründen: 
· Keine zwingenden Ausschlussgründe nach § 123 GWB
· Keine fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 GWB
· Kein Ausschluss nach § 19 Abs. 1 MiLoG
· Kein Ausschluss nach § 98c Abs. 1 AufenthG
· Kein Ausschluss nach § 21 Abs. 1 AEntG
· Kein Ausschluss nach § 21 Abs. 1 SchwarzArbG 
· Selbstreinigung nach § 125 GWB
Teil 2: Sonstige verpflichtende Eigenerklärungen:
· Erklärung zur Informationsweitergabe 
· Verschwiegenheitserklärung
[bookmark: _Toc70674348]Firmenbogen mit Eignungskriterien (Anlage 3)
Weiterhin ist der ausgefüllte Firmenbogen mit den darin angegebenen Eignungskriterien (Anlage 3) ausgefüllt einzureichen. 
Die Prüfung der Eignung erfolgt anhand der in Anlage 3 (Firmenbogen mit Eignungskriterien) aufgeführten Eignungskriterien. Werden Mindesteignungskriterien nicht erfüllt, führt dies zum Ausschluss des Bewerbers. 
Dabei werden Angaben zu folgenden Mindesteignungskriterien erfragt: 
· Umsatz des Unternehmens in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren: Im Durchschnitt mindestens 1.000.000 Euro erforderlich 
· Beschäftigtenzahl in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren: im Durchschnitt mindestens 10 fest angestellte Mitarbeiter erforderlich
· Erklärung zum Versicherungsnachweis: Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Mindestdeckungssumme für Vermögensschäden, Sach- und Personenschäden i.H.v. 1.000.000 Euro je Schadensereignis über die gesamte Vertragslaufzeit erforderlich (oder Erhöhungszusage)
· Angabe mindestens einer geeigneten (vergleichbaren) Referenz mit vollständigen Angaben erforderlich. Vergleichbar bedeutet:
· Mindestens zwei der nachfolgenden Bereiche umfasst:
· Serveradministration
· Netzwerkadministration
· Administration von Client-Systemen
· Benutzerbetreuung (Hotline)
· Auftragsvolumen: mindestens 250.000 Euro Netto-Umsatz im Jahr
· Laufzeit: mindestens ein Jahr
· 
[bookmark: _Toc70674349]Weitere Erklärungen (Anlagen 4 bis 8)
· Erklärung zu Unteraufträgen (soweit relevant) -  Innerhalb der Anlage 6 (Erklärung zur Unterauftragnehmerschaft) hat der Bewerber Angaben darüber zu machen, welche Leistungsbestandteile von welchem Unterauftragnehmer erbracht werden sollen, sofern diese bereits feststehen. Wird der Unterauftragnehmer auch als Eignungsverleiher eingesetzt, ist das Unternehmen auch in Erklärung 1 der Anlage 4 einzutragen. 
· Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer (soweit relevant) – in Anlage 5 verpflichtet sich der Unterauftragnehmer, im Falle der Zuschlagserteilung dem Bewerber die erforderlichen Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Nur auf besondere Anforderung der Auftraggeberin vor Zuschlagserteilung einzureichen.
· Erklärung zur Eignungsleihe einschl. Verpflichtungserklärung (soweit relevant) – bei der Erklärung 1 der Anlage 4 hat der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft Angaben darüber zu machen, welche Kapazitäten eines Eignungsverleihers in Hinblick auf die wirtschaftliche und finanzielle bzw. technische und berufliche Leistungsfähigkeit er/sie in Anspruch nimmt. Diese Erklärung ist abzugeben, sofern der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft die Eignungsanforderungen nicht (allein) erfüllen kann und sich zum Nachweis der Leistungsfähigkeit gemäß Eigenerklärungsbogen externer Kapazitäten bedienen muss. 
· Verpflichtungserklärung Eignungsverleiher (soweit relevant) – bei der Erklärung 2 der Anlage 4 (Seite 2) verpflichtet sich der der Eignungsverleiher im Falle der Zuschlagserteilung, dem Bewerber die erforderlichen Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Die Anlage 4 (S. 1 und 2) ist bereits mit dem Teilnahmeantrag – soweit relevant - einzureichen.
· Erklärung zur Bewerbergemeinschaft (soweit relevant) – Bei der Erklärung Anlage 7 müssen alle Mitglieder sowie bevollmächtigte Vertreter der Bewerbergemeinschaft benannt werden. Weiterhin muss der Erklärungsbogen von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft ausgefüllt werden.
· Erklärung(en) zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen bei Unterauftragsvergabe (Anlage 8) kann/können – soweit relevant – bereits bei der Abgabe des Teilnahmeantrags freiwillig eingereicht werden.
[bookmark: _Toc70674350]Vollständigkeit, Erfüllung der Vorgaben
Der Antrag muss vollständig sein und die geforderten Erklärungen und Angaben enthalten sowie sämtliche in den Vergabeunterlagen dargestellten Vorgaben erfüllen. Die Bewerber haben sicherzustellen, dass die eingereichten Unterlagen vollständig, verständlich und eindeutig sind. Unklarheiten gehen zulasten des Bewerbers.
[bookmark: _Toc70674351]Änderungen, Berichtigungen und Rücknahme des Antrages
Soweit die eigenen Eintragungen des Bewerbers geändert werden, muss zweifelsfrei erkennbar sein, welche Eintragung gültig ist. Derartige Änderungen und Berichtigungen der Teilnahmeanträge müssen als solche gekennzeichnet sein.
Änderungen oder Berichtigungen sind nur bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Teilnahmeanträge zulässig und müssen über die eVergabe-Plattform eingereicht werden. 
Nur bis zum Ablauf der Frist können Teilnahmeanträge durch Erklärung in Textform zurückgezogen werden.
[bookmark: _Toc70674352]Änderungen an den Vergabeunterlagen
Änderungen an den Vergabeunterlagen sind unzulässig und führen zum Ausschluss des Teilnahmeantrags.
[bookmark: _Toc70674353]Verfahrenssprache
Die Verfahrenssprache ist Deutsch. Sämtliche Ausarbeitungen sind in deutscher Sprache zu erarbeiten und vorzulegen. Soweit die Bewerber fremdsprachige Unterlagen mit ihrem Antrag einreichen, ist eine amtlich anerkannte Übersetzung in deutscher Sprache beizufügen.
1.1 [bookmark: _Toc70674354]Bewerbergemeinschaft
Soweit mehrere Bewerber den Antrag als Bewerbergemeinschaft abgeben, muss zum Nachweis des Vorliegens einer Bewerbergemeinschaft eine rechtsverbindliche Erklärung der Gemeinschaft eingereicht werden, in welcher die Mitglieder der Bewerbergemeinschaft sowie dasjenige Mitglied benannt werden, welches die Bewerbergemeinschaft im vorliegenden Vergabeverfahren sowie während der Auftragsdurchführung gegenüber der Auftraggeberin rechtsverbindlich vertritt. Darüber hinaus haben sich alle Mitglieder der Bewerbergemeinschaft in dieser Erklärung zur gesamtschuldnerischen Haftung zu verpflichten. Die hierfür vorgesehene Erklärung zur Bewerbergemeinschaft (Anlage 7) haben alle Mitglieder der Bewerbergemeinschaft mit dem Teilnahmeantrag gemeinsam abzugeben. Zum Nachweis der Eignung muss von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft der Eigenerklärungsbogen (Anlage 2) sowie der Firmenbogen (Anlage 3) ausgefüllt eingereicht werden.
Die Bildung oder Änderung von Bewerbergemeinschaften ist nach Ablauf der Frist zur Einreichung der Teilnahmeanträge bis zu der Zuschlagserteilung unzulässig und führt zum Ausschluss des betroffenen Antrages. 
[bookmark: _Toc70674355][bookmark: _Toc506980482]Unterauftragsvergabe 
1.1.1 [bookmark: _Toc525120758][bookmark: _Toc70674356]Unterauftragsvergabe gemäß § 36 VgV
Beabsichtigt der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft, Teile des Auftrags im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben, sind diese Teile sowie der Umfang der Leistungen mit Abgabe des Teilnahmeantrages in der Erklärung zur Unterauftragsvergabe (Anlage 6) anzugeben. 
Jeder Unterauftragnehmer hat sich zudem zu verpflichten, für den Auftragsfall dem Bewerber die entsprechenden Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. Für die mitzuteilenden Angaben und die Verpflichtung ist die Anlage 5 (Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer) zu verwenden. Nur auf besondere Aufforderung der Auftraggeberin muss der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft nachweisen, dass ihm/ihr die für den Auftrag erforderlichen Mittel des/der genannten Unterauftragnehmer tatsächlich zur Verfügung stehen und keine Ausschlussgründe vorliegen. Der Nachweis als Anlage 5 sowie Anlage 8 „Nichtvorliegen von Ausschlussgründen bei Unterauftragsvergabe“ ist zu dem gesondert mitgeteilten Termin vorzulegen. Die Anlage 5 sowie die Anlage 8 „Nichtvorliegen von Ausschlussgründen bei Unterauftragsvergabe“, können auch schon dem Teilnahmeantrag beigefügt werden.
Wird der Unterauftragnehmer gleichzeitig auch als Eignungsverleiher eingesetzt, ist das Unternehmen in den Anlagen 4, 5 und 6 der Vergabeunterlagen einzutragen. 
Der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft hat Unternehmen, bei denen zwingende Ausschlussgründe nach § 123 GWB vorliegen, innerhalb einer von der Auftraggeberin gesetzten Frist zu ersetzen (§ 36 Abs. 5 VgV). Liegen fakultative Ausschlussgründe nach § 124 GWB vor, kann die Auftraggeberin verlangen, dass der Unterauftragnehmer ersetzt wird. 
1.1.2 [bookmark: _Toc531772952][bookmark: _Toc70674357]Eignungsleihe gemäß § 47 VgV
Nimmt der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft im Hinblick auf die Eignungskriterien für die wirtschaftliche und finanzielle oder technische und berufliche Leistungsfähigkeit im Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch (Eignungsleihe, § 47 VgV), so hat/haben er/sie diese Unternehmen und die hierfür vorgesehenen Leistungen bzw. Kapazitäten bereits mit dem Teilnahmeantrag zu benennen. Dabei ist die Erklärung 1 der Anlage 4 (Eigenerklärung zur Eignungsleihe), sowie der Eigenerklärungsbogen (Anlage 2) zu verwenden. 
Darüber hinaus muss der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft durch Vorlage einer Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen (Erklärung 2 der Anlage 4) nachweisen, dass ihm/ihr die für den Auftrag erforderlichen Mittel/Kapazitäten tatsächlich zur Verfügung stehen werden. Im Falle der Inanspruchnahme zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit müssen der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft und das im Wege der Eignungsleihe in Anspruch genommene Unternehmen gemeinsam für die Auftragsausführung haften; die Haftungserklärung ist gleichzeitig mit der Verpflichtungserklärung entsprechend (Erklärung 2 der Anlage 4) abzugeben.
Anlage 4 muss im Falle der Eignungsleihe bereits mit dem Teilnahmeantrag eingereicht werden.
Sofern das Unternehmen das entsprechende Eignungskriterium nicht erfüllt (nur bei Eignungsleihe) oder bei ihm zwingende oder fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 oder 124 GWB vorliegen, muss das Unternehmen durch den Bewerber innerhalb einer von der Auftraggeberin gesetzten Frist ersetzt werden. 
[bookmark: _Änderungen_gegenüber_dem][bookmark: _Inhalt_und_Aufbau][bookmark: _Toc70674358]Sonstige Hinweise
[bookmark: _Vertragsbedingungen/Hinweis_zu_Allg][bookmark: _Toc70674359]Vertraulichkeit der Vergabeunterlagen
Die Vergabeunterlagen nebst Anlagen dürfen nur zur Erstellung des Teilnahmeantrages verwendet werden. Jede Veröffentlichung oder Weitergabe (auch auszugsweise), ob vor oder nach Vertragsabschluss, ist ohne ausdrückliche Einwilligung (vorherige Zustimmung) durch die Vergabestelle in Textform nicht statthaft.
[bookmark: _Toc70674360]Verarbeitung personenbezogener Daten
Gemäß Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe c) i. V. m. Artikel 6 Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)[footnoteRef:2]1 und §§ 97 ff. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) werden im Rahmen der Durchführung des Vergabeverfahrens personenbezogene Daten von den Bewerbern durch das BMJV verarbeitet.  [2: 1 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119, 04.05.2016; ber. ABl. L 127, 23.05.2018)] 


Des Weiteren erfolgt eine Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b) DS-GVO zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen und im Rahmen der Vertragsdurchführung und -abwicklung des im Ergebnis des Vergabeverfahrens geschlossenen Vertrages.

Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an Dritte erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften (§ 150a Gewerbeordnung i. V. m. § 19 Abs. 4 Mindestlohngesetz, § 21 Abs. 4 Arbeitnehmer-Entsendegesetz und § 21 Abs. 1 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz; § 134 Abs. 1 GWB, § 39, ggf. § 62 Abs. 2 VgV).

Die Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten ergibt sich aus den vergabe- und 
haushaltsrechtlichen Aufbewahrungsfristen und beträgt mindestens drei Jahre (§ 8 VgV, §§ 5, 79 BHO, VV-ZBR BHO Nr. 4.7 zu §§ 70 bis 72 und 74 bis 80 BHO). 

Übermittelt der Bewerber im Rahmen des Vergabeverfahrens personenbezogene Daten eines Dritten /z.B. Unterauftragnehmer), so ist dieser Dritte vom Bewerber vor Übermittlung der Daten entsprechend zu informieren. 
Weitere Informationen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch das BMJV sind auf der Internetseite des BMJV unter https://www.bmjv.de/DE/Service/Datenschutz/Datenschutzerklaerung/Datenschutzerklaerung_node.html  zu finden. Hier sind u. a. nähere Erläuterungen zu den Betroffenenrechten sowie weiterführende Kontakt- und Beschwerdemöglichkeiten aufgeführt.
[bookmark: _Toc70674361]Verschwiegenheitspflicht und Datenschutz
Der Bewerber hat — auch nach der Beendigung der Angebotsphase bzw. des Vergabeverfahrens — über die ihm im Rahmen des Vergabeverfahrens bzw. bei seiner Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten der Auftraggeberin Verschwiegenheit zu bewahren. Er hat hierzu sämtliche bei der Erstellung des Teilnahmeantrages beschäftigten Mitarbeiter (auch von Drittunternehmen) zu verpflichten. 
Die Nichtbeachtung der Verschwiegenheitspflicht hat zwangsläufig Einfluss auf die Beurteilung der Zuverlässigkeit des Bewerbers. Der Bewerber verpflichtet sich zur Wahrung der jeweils gültigen Bestimmungen für den Datenschutz. 
[bookmark: _Toc70674362]Vermeidung von Korruption
Die Auftraggeberin und die bei diesem Vergabeverfahren beteiligten Mitarbeiter unterliegen den Vorgaben der Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung vom 30. Juli 2004 sowie deren Anlage 1 „Verhaltenskodex gegen Korruption“. Auf die zwingenden Ausschlussgründe nach § 123 Abs. 1 Nr. 6 bis 8 GWB (u.a. zu Bestechung) wird hingewiesen.
[bookmark: _Toc70674363]Aufhebung des Verfahrens 
Die Auftraggeberin kann das Vergabeverfahren nach § 63 VgV aufheben. Sie behält sich insbesondere eine Aufhebung des Vergabeverfahrens vor, wenn kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde. Eine gemäß § 63 VgV erfolgte Aufhebung der Ausschreibung wird den Bewerbern unverzüglich in Textform mitgeteilt.
[bookmark: _Toc70674364]Prüfpflicht der Bewerber
Die Auftraggeberin stellt die Unterlagen mit der Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages in elektronischer Form den Beteiligten zur Verfügung. Sollten sich Dateien als beschädigt oder nicht zu öffnen erweisen, hat der Bewerber die Auftraggeberin hierüber umgehend zu informieren. Die Unterlagen werden dann schnellstmöglich erneut elektronisch zur Verfügung gestellt. Die Empfänger sind daher aufgefordert, umgehend nach Erhalt der Vergabeunterlagen zu prüfen, ob die Unterlagen zu öffnen sind.
Enthalten die Vergabeunterlagen oder die sonstigen im Rahmen des weiteren Verfahrens zur Verfügung gestellten Unterlagen, Auskünfte oder Informationen nach Auffassung der Bewerber Unklarheiten, Lücken oder Widersprüche, die die Angebotserstellung erschweren oder beeinflussen können, so ist die Auftraggeberin unverzüglich und rechtzeitig vor Ablauf der Angebotsfrist darauf hinzuweisen. Hinweise sind in Textform über die eVergabe-Plattform einzureichen.
[bookmark: _Toc70674365]Kenntlichmachung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
Nach § 165 Abs. 1 GWB haben die Verfahrensbeteiligten unter Umständen im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens Anspruch auf Akteneinsicht und können sich ggf. Ausfertigungen, Auszüge oder Abschriften erteilen lassen. Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, soweit dies aus wichtigen Gründen – insbesondere des Geheimschutzes oder zur Wahrung von Fabrikations-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen – geboten ist (§ 165 Abs. 2 GWB).
Nach § 165 Abs. 3 GWB hat jeder Beteiligte für den Fall eines Nachprüfungsverfahrens mit der Übersendung seiner Akten oder Stellungnahmen im Rahmen seines Angebotes auf die Wahrung der Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse hinzuweisen und diese in den Unterlagen entsprechend kenntlich zu machen. Erfolgt keine Kenntlichmachung, kann die Vergabekammer von der Zustimmung zur Einsicht ausgehen.
[bookmark: _Toc456562803][bookmark: _Toc468350350][bookmark: _Toc70674366]Belehrung über die Möglichkeit eines Nachprüfungsverfahrens 
Nach §§ 155 ff. GWB kann bei der zuständigen Vergabekammer ein Antrag auf Nachprüfung des Vergabeverfahrens gestellt werden. Näheres ist dem GWB zu entnehmen.
Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse am Auftrag hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 6 GWB durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht.
Gemäß § 160 Abs. 3 S. 1 GWB ist ein Antrag unzulässig, soweit:
1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt,
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Rügen der Bewerber, mit welchen diese einen Verstoß gegen die Vorschriften im Vergabeverfahren vortragen, sind ausnahmslos in Textform über die eVergabe-Plattform an die Auftraggeberin zu übermitteln.
[bookmark: _Toc70674367]Zuständige Vergabekammer 
Die Zuständige Vergabekammer ist: 
Vergabekammern des Bundes
Villemombler Straße 76
53123 Bonn
Telefon: +49 228  9499 – 0
Telefax: +49 228  9499 - 163, - 400
Internet: https://www.bundeskartellamt.de 

[bookmark: _Toc70674368]Hinweise zur Eignungsprüfung und Bewertung
Der Teilnahmeantrag des Bewerbers muss den formalen Anforderungen entsprechen und fristgerecht eingereicht werden. 
Die Bewertung erfolgt in den nachfolgend aufgeführten Schritten. 
[bookmark: _Toc70674369]Formale Prüfung 
Der Teilnahmeantrag muss vollständig sein und die geforderten Erklärungen und Angaben enthalten. Die Vollständigkeitsprüfung erfolgt anhand der Vorgaben in Ziffer 2.3. Unvollständige Anträge können ausgeschlossen werden. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, Bewerber unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung aufzufordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen (§ 56 Abs. 2 VgV). 
Gemäß § 57 VgV werden Teilnahmeanträge von der weiteren Wertung ausgeschlossen,
· die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bewerber hat dies nicht zu vertreten,
· die nicht die geforderten Erklärungen enthalten,
· in denen Änderungen des Bewerbers an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei sind,
· bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vergabeunterlagen vorgenommen worden sind,
Das Beifügen oder die Bezugnahme von Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsbedingungen des Bewerbers oder Dritter zum Teilnahmeantrag wird als Änderung und Ergänzung der Vergabeunterlagen gewertet. Entsprechende Teilnahmeanträge werden gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3 VgV von der Wertung ausgeschlossen.
Weiterhin werden Teilnahmeanträge ausgeschlossen, für die einer der in Ziffer 3.3.1 unter Teil 1 genannten Ausschlussgründe bestehen. 
Nach erfolgreicher Prüfung der vorstehenden Prüfpunkte erfolgt die weitere Prüfung des Teilnahmeantrages.
[bookmark: _Toc70674370]Eignungsprüfung
Die Bewerber, die vollständige Anträge eingereicht haben, werden hinsichtlich ihrer Eignung überprüft. Zum Nachweis der Eignung hat der Bewerber die geforderten Unterlagen und dazugehörigen Anlagen auszufüllen.
Mit der Eignungsprüfung wird überprüft, ob der Bewerber die zur Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendige Fachkunde und Leistungsfähigkeit nachweisen kann. 
Die Eignung erstreckt sich auch auf Bewerbergemeinschaft und Eignungsverleiher.
Die Feststellung der Bewerbereignung erfolgt anhand des mit dem Teilnahmeantrag zwingend vorzulegenden ausgefüllten Firmenbogens mit Eignungskriterien (Anlage 3) sowie – falls relevant – der Anlage 4.
Die Prüfung erfolgt auf der Grundlage der von der Auftraggeberin erstellten Eignungsmatrix, die über die eVergabe-Plattform veröffentlicht worden ist. Die Anleitung zu den einzelnen Tabellenblättern bzw. Bewertungsschritten befindet sich auf Tabellenblatt 1 der Eignungsmatrix (Anleitung). 
[bookmark: _Toc70674371]Mindesteignungskriterien (Teil 1 Eignungsmatrix)
Im ersten Schritt erfolgt die Prüfung der in Teil 1 der Eignungsmatrix aufgeführten Mindesteignungskriterien anhand der vom Bewerber eingereichten Unterlagen und Erklärungen.  
Mindesteignungskriterien bedeuten, dass der Bewerber ausgeschlossen wird, wenn er eine oder mehrere dieser Kriterien nicht erfüllt. Eine weitere Bewertung erfolgt dann nicht. 
[bookmark: _Toc70674372] Bewertungskriterien (Teil 2 Eignungsmatrix)
Sind alle Mindesteignungskriterien erfüllt, erfolgt die Bewertung der Leistungsfähigkeit des Bewerbers anhand der in Teil 2 der Eignungsmatrix aufgeführten Bewertungskriterien.  Zur Bewertung werden die vom Bewerber eingereichten Unterlagen herangezogen. 
Es können hier maximal 40 Eignungspunkte erzielt werden. 
[bookmark: _Toc70674373]Fragen an Referenzkunden (Teil 4 Eignungsmatrix)
Die Vergabestelle wird einen, vom Bewerber ausgewählten und entsprechend im Firmenbogen (Anlage 3) angegebenen Referenzkunden vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe im Rahmen der Eignungsprüfung kontaktieren und einen Termin für ein Telefoninterview vereinbaren. Grundlage für das Gespräch bildet der Fragenkatalog in Teil 4 "Fragen Referenzkunden" der Eignungsmatrix. Dieser wird von der Vergabestelle auf Grund der Ergebnisse der Telefoninterviews ausgefüllt und fließt in die Bewertung der Eignung ein. Die Zielvorgaben für die Bewertung sind in Teil 4 aufgeführt.
Sollte der Referenzkunde keine Angaben machen, können keine Eignungspunkte angerechnet werden. Antwortet der Referenzkunde auf eine Frage nicht, wird diese Frage mit null Punkten bewertet. Ist der Referenzkunde bei einer Erkundigung der Vergabestelle nicht erreichbar, wird die Vergabestelle den Bewerber auf diese Tatsache hinweisen. Gelingt der Kontakt auch mit Hilfe des Bewerbers nicht innerhalb von drei Tagen nach dem Hinweis, gilt die betreffende Referenz als nicht vorgelegt.
Es können hier maximal 160 Eignungspunkte erreicht werden

[bookmark: _Toc70674374]Abschließende Bewertung
Anhand der vergebenen Eignungspunkte ergibt sich bei den Bewerbern eine Rangfolge. 
Die maximal zu erreichende Punktzahl beträgt 200 Punkte. 
Es werden die fünf Bewerber mit den besten Eignungspunkten als geeignet angesehen. Bei gleicher Punktzahl entscheidet das Los. 
Diese Bewerber erhalten eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes. 
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